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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Michaele Hustedt, Albert Schmidt (Hitzhofen), Dr. Jürgen 
Rochlitz, Gila Altmann (Aurich), Franziska Eichstädt-Bohlig, Ulrike Höfken, Steffi 
Lemke, Simone Probst, Halo Saibold, Ursula Schönberger, Werner Schulz (Berlin), 
Helmut Wilhelm (Amberg) und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksache 1 3/8936 - 


Beschluß der Bundesregierung zum Kiimaschutzprogramm der Bundesrepublik 
Deutschland auf der Basis des Vierten Berichts der interministeriellen 
Arbeitsgruppe „COz-Reduktion“ (IMA „COs-Reduktion“) 


Der Bundestag wolle beschließen: 


1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 


A. Internationaler Klimaschutz 

1. In Kyoto geht es um die Zukunft unseres Planeten. Zukunfts- 
vergessen haben es die Staats- und Regierungschefs der Welt 
seit dem Erdgipfel in Rio 1992 und dem Klimagipfel in Berlin 
im Frühjahr 1995 versäumt, ihren Reden und zahllosen Ankün- 
digungen zum Klimaschutz auch Taten folgen zu lassen. 

2. Insbesondere nach der gescheiterten letzten Bonner Verhand- 
lungsrunde zum Klimaschutz (AGBM 8) ist der Erfolg der ent- 
scheidenden Dritten Vertragsstaatenkonferenz zur Klimarah- 
menkonvention am 1. bis 10. Dezember 1997 in Kyoto/ Japan 
in Frage gestellt. Trotz des wachsenden Verhandlungs- und Er- 
folgsdrucks verhielten sich viele Delegationen bislang, als gin- 
ge es in Kyoto nicht um den Abschluß eines nun fünf Jahre an- 
dauernden Verhandlungsprozesses, an dessen Ende konkrete 
und verbindliche Ziele für die Reduktion von klimaschädlichen 
Treibhausgasen stehen sollten. 

Statt dessen dominieren mehr denn je kurzsichtige wirtschaft- 
liche Interessen einiger weniger großer Industrieunternehmen 
die Klimaverhandlungen und ersticken damit im Keim Inno- 
vationen, die für die Modernisierung der Volkswirtschaften un- 
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abdingbar sind. Die Kosten der drohenden, menschgemachten 
Klimaveränderungen werden damit zukünftigen Generatio- 
nen und einigen besonders bedrohten Entwicklungsstaaten 
aufgebürdet, ohne daß sich diese dagegen wehren könnten. 

3. Notwendig ist es daher, daß die EU ihre angekündigte 
Führungsrolle bei den Verhandlungen überzeugend über- 
nimmt. Der Vorschlag der EU ist - neben dem Entwurf der 
AOSIS-Staaten - der weitestgehende zur Diskussion stehende 
Protokollentwurf. Er wird deshalb vom Deutschen Bundestag 
unterstützt. Neue Dynamik in die festgefahrenen Verhandlun- 
gen kann aber nur durch neue nationale und europäische Kli- 
maschutzinitiativen gebracht werden. Dazu gehört der Einstieg 
in die Energiebesteuerung, die Verabschiedung der IRP-Richt- 
linie zur sparsamen Energienutzung und wirkungsvolle För- 
dermaßnahmen für Erneuerbare Energien. 


B. Nationaler Klimaschutz 

1. Auch die Klimaschutzpolitik der Bundesregierung ist reine 
Ankündigungspolitik und in der Struktur pures Stückwerk. 
Keine der mit dem Vierten IMA-Bericht vorgelegten Maßnah- 
men ist auch nur annähernd geeignet, die Erreichung des Kli- 
maschutzzieles der Bundesregierung - einer 25 % -Reduktion 
der C02-Emissionen bis zum Jahr 2005 auf der Basis des Jah- 
res 1990 - wahrscheinlicher zu machen. 

2. Die Vielzahl der mit dem Vierten IMA-Bericht vorgelegten 
Maßnahmen kann nicht darüber hinwegtäuschen, daß die Bun- 
desregierung zu einer strategischen und erfolgreichen Klima- 
schutzpolitik nicht in der Lage ist und bei Fortsetzung der bis- 
herigen Politik im Ergebnis nicht nur die Verfehlung des 
C02-Reduktionszieles, sondern - wie schon 1996 - sogar wie- 
der absolut steigende C02-Emissionen zu erwarten sind. Dies 
bestätigen auch eine Reihe Gutachten, die z. T. im Auftrag der 
Bundesregierung erstellt wurden (DIW, RWI/ifo, Ökoinstitut, 
UBA). 

3. Die Bekenntnisse der Bundesregierung zur Erreichung ihres 
eigenen Klimaschutzzieles fügen sich damit in ihrer offen- 
sichtlichen Erfolglosigkeit in die Reihe anderer haltloser Re- 
gierungsversprechungen, die vornehmlich im Zusammenhang 
mit dem beginnenden Bundestags-Wahlkampf zu sehen sind 
und den Tatbestand der Wählerinnen- und Wählertäuschung 
erfüllen. 

4. Kennzeichen der Klimapolitik der Bundesregierung ist ein 
Übergewicht ordnungsrechtlicher Maßnahmen und ein daraus 
folgendes Vollzugsdefizit auf der einen und ein Mangel an öko- 
nomischen Anreizen für umweit- und klimafreundliches Ver- 
halten auf der anderen Seite. Seit Jahren ignoriert sie dabei die 
Arbeit und Empfehlungen der Klima Enquete-Kommission und 
hält sich gleichzeitig Maßnahmen zugute, die entweder z.T. 
schon seit Jahren auf ihre Verabschiedung warten oder für den 
Klimaschutz kontraproduktiv oder marginal sind. 
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Die bislang in Deutschland erzielten C02-Reduktionen sind 
deshalb im wesentlichen auf die Wiedervereinigung und die 
Einberechnung der Emissionen der ehemaligen DDR, sowie 
auf z. T. sehr ambitionierte Maßnahmen auf Länder- und Kom- 
munalebene zurückzuführen. 

5. Daran werden auch die mit dem Vierten IMA-Bericht vorge- 
legten „zusätzlichen" Maßnahmen zum Klimaschutz nichts än- 
dern. Nicht nachvollziehbar ist dabei, warum die „freiwilligen 
Selbstverpflichtungen der deutschen Wirtschaft", für die 1995 
die geplante C02-/Energiesteuer sowie die Wärmenutzungs- 
verordnung zurückgestellt wurden und die nach bisheriger 
Auffassung der Bundesregierung der Garant für die Erreichung 
des Klimaschutzzieles waren, nun nachgebessert werden müs- 
sen. 

Auch die Wirksamkeit der angekündigten Novelle der Wär- 
meschutzverordnung ist in Frage zu stellen, wenn diese nicht 
mehr in dieser Legislaturperiode in Kraft tritt und nicht von 
einer nachhaltigen Erhöhung des Energiepreisniveaus flan- 
kiert wird. 

Völlig offen bleibt auch, wie angesichts der unzureichenden 
Umsetzung der Vorrangregelungen der EU-Binnenmarkts- 
Richtlinie für Erneuerbare Energien und Kraft-Wärme-JKopp- 
lung im Energiewirtschaftsgesetz und im Stromeinspeisungs- 
gesetz relevante C02-Einsparungen erzielt werden sollen. 
Diese sollen nach Ansicht der Bundesregierung vornehmlich 
durch freiwillige Maßnahmen der Energiewirtschaft erzielt 
werden. Die Erfahrungen der vergangenen Jahre auf diesen 
Gebieten rechtfertigen ein solches Vertrauen jedoch keines- 
wegs. 

Einer Kapitulation vor der Automobillobby gleich kommt dar- 
über hinaus die einzige neu vorgeschlagene Maßnahme zur 
C02-Reduktion im Verkehrsbereich. Trotz eines vom Umwelt- 
bundesamt prognostizierten Zuwachses von 10 % bis 2005 al- 
leine in diesem Bereich möchte es die Bundesregierung bei „In- 
formation und Aufklärung zu kraftstoff sparendem Fahren" 
belassen. Dies ist an Konzeptionslosigkeit und Handlungsun- 
fähigkeit kaum noch zu überbieten. 

Mit den im vorliegenden Vierten IMA-Bericht vorgeschla- 
genen Maßnahmen wird deshalb das offizielle Klimaschutzziel 
sicher verfehlt werden. Der von der Bundesregierung erwar- 
tete „positivelmpuls" des Berichtes für den Klimagipfel in Kyo- 
to wird deshalb gewiß ausbleiben. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. sich bei der Dritten Vertragsstaatenkonferenz zur Klimarah- 
menkonvention am 1. bis 10. Dezember 1997 in Kyoto/Japan 
für ein C02-Reduktionsprotokoll einzusetzen, in dem sich die 
Industrieländer auf der Basis von 1 990 verbindlich zu C02-Min- 
derungen von 20 % bis zum Jahr 2005 verpflichten. Sollte dies 
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nicht zu erreichen sein, sollte jedoch zumindest der EU- 
Vorschlag verabschiedet werden; 

2. auch nach dem Klimagipfel von Kyoto nicht von ihrem natio- 
nalen C02-Minderungsziel von 25 % bis 2005 auf der Basis von 
1990 abzuweichen und für den Zeitraum bis 2010 eine CO2- 
Minderung von 30 % festzuschreiben. Darüber hinaus müssen 
für alle anderen Treibhausgase (N2O, CH4, SF^ u. a.) eigene 
Reduktionsziele aufgestellt werden, die nicht auf die ange- 
strebten C02-Minderungen anzurechnen sind; 

3. schnellstmöglich ein Klimaschutzaktionsprogramm vorzule- 
gen, welches mindestens die folgenden zehn Maßnahmen ent- 
halten muß: 

a) Einstieg in eine Ökologisch-soziale Steuerreform in der 
Bundesrepublik Deutschland, mit der der Umweltver- 
brauch verteuert und die Kosten für Arbeit reduziert wer- 
den. Zugleich muß auf EU-Ebene noch vor Kyoto eine Ei- 
nigung über den vorliegenden Richtlinien-Entwurf für eine 
europäische Energiesteuer erzielt werden; 

b) Erlaß einer Wärmenutzungsverordnung, die die Nutzung 
der industriellen Abwärme vorschreibt und damit bere- 
chenbare Vorgaben für Investitionsentscheidungen gibt. 
Flankierend dazu wird das Bund-Länder-Programm für die 
Sanierung der Fernwärme in den neuen Bundesländern 
wieder aufgenommen und die Förderung des Neubaus von 
Fern- und Nahwärme-Netzen im gesamten Bundesgebiet 
in das Programm einbezogen; 

c) Verschärfung der zuletzt 1995 novellierten Wärmeschutz- 
verordnung: Damit werden die Energieverbrauchs-Stan- 
dards für Neubauten verbindlich weiter reduziert, schritt- 
weise die bisher gültigen Werte auf den Altbaubestand 
übertragen und ein Energiepaß-System für alle Gebäude 
eingeführt. Flankierend wird die Energiesparförderung im 
Wärmemarkt durch ein Bund-/Länderprogramm nach- 
drücklich unterstützt; 

d) Überarbeitung des Energiewirtschaftsgesetzes unter öko- 
logischen Gesichtspunkten. Eine zukünftige Energiever- 
sorgungsstruktur muß Energieeinsparung und die um- 
weltfreundliche Erzeugung von Strom fördern und nicht 
behindern; 

e) Weiterentwicklung des Stromeinspeisungsgesetzes mit ei- 
ner klaren bundesweiten Ausgleichsregelung und der ko- 
stendeckenden Vergütung für Photovoltaik und Wind- 
energie im Binnenland und Beseitigung administrativer 
und wirtschaftlicher Hindernisse bei der breiten Marktein- 
führung Erneuerbarer Energiequellen; 

f) Ausstieg aus der Atomenergie: Durch den Abbau der in den 
vergangenen Jahrzehnten künstlich aufgebauten Überka- 
pazitäten in der Stromversorgung kann der Weg für eine 
zunehmend regenerativ und auf rationeller Anwendung 
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fossiler Energieträger gestützte Energieversorgung geöff- 
net werden; 

g) Einstieg in die Verkehrswende: Im Mittelpunkt muß die Re- 
duzierung und Verlagerung der Verkehrsströme von der 
Straße auf die Schiene stehen. Um den öffentlichen Nah- 
und Fernverkehr als attraktive Alternative in der Fläche zu 
entwickeln und auszubauen, bedarf es deutlicher preisü- 
cher Signale durch eine Einrechnung der Umweltfolgeko- 
sten des Straßenverkehrs in die Transportpreise sowie ste- 
tiger Investitionen in die überfällige Modernisierung 
öffentlicher Verkehrssysteme; 

h) Maßnahmen zur Beschleunigung von Innovationen, wie 
z. B. die Einführung des 3-Liter-Autos und moderner Schie- 
nentechnik sowie wirkungsvoller Maßnahmen des pro- 
dukt- und produktionsintegrierten Umweltschutzes; 

i) Maßnahmen gegen die ungebremste Zunahme des Flug- 
verkehrs. Dazu zählen die Streichung aller direkten und in- 
direkten Steuervergünstigungen. Im Vordergrund steht die 
Einführung einer Besteuerung von Flugbenzin, die in Brüs- 
sel endüch verabschiedet werden muß; 

j) Förderung der ökologischen Landwirtschaft, die als ganz- 
heitliches Bewirtschaftungssystem streng nach den Krite- 
rien der Nachhaltigkeit arbeitet. Dabei werden weitgehend 
geschlossene Nährstoffkreisläufe angestrebt, die Boden- 
fruchtbarkeit nur mit natürlichen Mitteln gestärkt und auf 
chemisch-synthetische Düngemittel und Pestizide ganz 
verzichtet sowie die exzessive Fleischwirtschaft beendet. 


Bonn, den 12. November 1997 

Michaele Hustedt 
Albert Schmidt (Hitzhofen) 

Dr. Jürgen Rochlitz 
Gila Altmann (Aurich) 

Franziska Eichstädt-Bohlig 

Ulrike Höfken 

Steffi Lemke 

Simone Probst 

Halo Saibold 

Ursula Schönberger 

Werner Schulz (Berlin) 

Helmut Wilhelm (Amberg) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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